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(Nr. 1770.) Geſetz, betreffend die Einführung der Gewerbeordnung in Elſaß Lothringen. 
Vom 27. Februar 1888. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Koͤnig 
von Preußen ıc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
$. 1. 
Die Gewerbeordnung für das Deutſche Reich in der Faſſung, welche 


durch Artikel 16 des Geſetzes vom 1. Juli 1883, betreffend Abänderung 
der Gewerbeordnung (Reichs⸗Geſetzbl. S. 159), durch das Geſetz vom 
8. Dezember 1884 wegen Ergänzung des F. 100 e des Geſetzes, betreffend 
die Abänderung der Gewerbeordnung vom 18. Juli 1881 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. 1884 S. 255), durch das Geſetz vom 23. April 1886, 
betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung (Reichs⸗Geſetzbl. S. 125), 
durch das Geſetz vom 6. Juli 1887, betreffend die Abänderung der 
Gewerbeordnung (Reichs-Geſetzbl. S. 281), ſowie 


durch die am 4. Januar 1885, am 24. April 1885, 1. April 1886 
und 5. Januar 1887 bekannt gemachten, vom Reichstag genehmigten 
Beſchlüſſe des Bundesraths (Reichs⸗Geſetzbl. des Jahres 1885 S. 2 
und 92, des Jahres 1886 S. 68 und des Jahres 1887 S. 4) 


feſtgeſtellt iſt, tritt in Elſaß⸗Lothringen, vorbehaltlich der Beſtimmungen der $$. 2 


bis 6 dieſes Geſetzes, am 1. Januar 1889 als Reichsgeſetz in Kraft. 
$. 2. 
. Hinſichtlich des Gewerbebetriebes, welcher die Herſtellung, den Umſatz und 
die Verbreitung von Schriften, Druckſachen und bildlichen Darſtellungen jeder 
Art zum Gegenſtande hat, bleiben an Stelle der Beſtimmungen der Gewerbe: 
ordnung die Landesgeſetze maßgebend. 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1888. 12 


Ausgegeben zu Berlin den 3. März 1888. 


— — 


SA 
Die auf die Theaterpolizei bezüglichen Beſtimmungen der Landesgeſetze 
bleiben neben den Beſtimmungen der Gewerbeordnung in Kraft. 


§. 4. 
Die Schließung von Wirthſchaften kann auch fernerhin in den landesgeſetzlich 
vorgeſehenen Fällen erfolgen. Die Fortſetzung des Wirthſchaftsbetriebes entgegen 


einer auf Grund der Landesgeſetze angeordneten Schließung unterliegt der Strafe 
des $. 147 der Gewerbeordnung. 
Rach 


Die Beſtimmungen der Landesgeſetze über die Befugniß zur Abhaltung 
von öffentlichen Verſteigerungen bleiben unberührt. 


$. 6. 
Die Beſtimmungen über die Anlegung von Dampfkeſſeln bleiben der 
landesgeſetzlichen Regelung überlaſſen. 
Es finden jedoch die auf Grund des $. 24 Abſatz 2 der Gewerbeordnung 
vom Bundesrath erlaſſenen allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen auch in Elſaß⸗ 
Lothringen inſoweit Anwendung, als dies vom Bundesrath beſchloſſen wird. 


$. 7. 
Die höhere Verwaltungsbehörde kann geſtatten, daß jugendliche Arbeiter 
(§. 135 der Gewerbeordnung), welche zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes 
in einer Fabrik bereits beſchäftigt waren, daſelbſt bis zum 1. Januar 1891 in 
der durch das Geſetz, betreffend die Beſchäftigung der Kinder in Fabriken u. ſ. w., 
vom 22. März 1841 (bulletin des lois IX. série No. 9203) zugelaſſenen 
Ausdehnung weiter beſchäftigt werden. 


$. 8. 
Die Bezeichnung der nach den Landesgeſetzen zuſtändigen Behörden, ſowie 


die näheren Beſtimmungen über das Verfahren bezüglich der Genehmigung der 


im F. 16 der Gewerbeordnung aufgeführten gewerblichen Anlagen erfolgen durch 
Kaiſerliche Verordnung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 27. Februar 1888. 


(J. S.) Wilhelm. 
von Boetticher. 
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(Nr. 1771.) Geſetz, betreffend die Anterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener 
Mannſchaften. Vom 28. Februar 1888. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 


von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 
N 


Die Familien der Mannſchaften der Reſerve, Landwehr, Erſatzreſerve, 
Seewehr und des Landſturms erhalten, ſobald dieſe Mannſchaften bei Mobil— 
machungen oder nothwendigen Verſtärkungen des Heeres oder der Flotte in den 
Dienſt eintreten, im Falle der Bedürftigkeit Unterſtützungen nach näherer Be— 
ſtimmung dieſes Geſetzes. Das Gleiche gilt bezüglich der Familien derjenigen 
Mannſchaften, welche zur Dispoſition der Trupven- (Marine-) Theile beurlaubt 
ſind, ſowie derjenigen Mannſchaften, welche das wehrpflichtige Alter überſchritten 
haben und freiwillig in den Dienſt eintreten. 


6,2 

Auf die nach §. 1 zu gewährenden Unterſtützungen haben Anſpruch: 

a) die Ehefrau des Eingetretenen und deſſen eheliche und den ehelichen 

geſetzlich gleichſtehende Kinder unter 15 Jahren, ſowie 

b) deſſen Kinder über 15 Jahre, Verwandte in aufſteigender Linie und 

Geſchwiſter, inſofern ſie von ihm unterhalten wurden oder das Unter— 
haltungsbedürfniß erſt nach erfolgtem Dienſteintritt desſelben hervor⸗ 
getreten iſt. 

Unter den sub b bezeichneten Vorausſetzungen kann den Verwandten der 
Ehefrau in aufſteigender Linie und ihren Kindern aus früherer Ehe eine Unter- 
ſtützung gewährt werden. 

Entfernteren Verwandten, geſchiedenen Ehefrauen und unehelichen Kindern 
ſteht ein ſolcher Unterſtützungsanſpruch nicht zu. 


. 

Die Verpflichtung zur Aar en liegt den nach $. 17 des Geſetzes 
über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 129) gebildeten 
Lieferungsverbänden ob. 

h Staaten, in welchen von der Bildung beſonderer Lieferungsverbände 
Abſtand genommen worden iſt, haben die Unterſtützungen unter gleichmäßiger 
Anwendung der nachfolgenden Beſtimmungen aus ihren Mitteln zu gewähren. 


$.4. 

Zur Unterſtützung iſt derjenige Lieferungsverband verpflichtet, innerhalb 

deſſen der Anterſtützungsbedürftige zur Zeit des Beginns des Anterſtützungs⸗ 
anſpruchs (e 1, 10 Abſatz 3) ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 


u. 


Die Unterſtützungen ſollen mindeſtens betragen: 

a) für die Ehefrau im Mai, Juni, Juli, Auguſt, September, Oktober 

monatlich ſechs Mark, in den übrigen Monaten neun Mark; 

b) für jedes Kind unter 15 Jahren, ſowie für jede der im F. 2 unter b 

bezeichneten Perſonen monatlich vier Mark. 

Die Geldunterſtützung kann theilweiſe durch Lieferung von Brotkorn, Kar⸗ 
toffeln, Brennmaterial ꝛc. erſetzt werden. 

Unterſtützungen von Privatvereinen und Privatperſonen dürfen auf die 
vorbezeichneten Mindeſtbeträge nicht angerechnet werden. 

N 

In jedem Lieferungsverbande entſcheidet endgültig eine Kommiſſion ſowohl 
über die Unterſtützungsbedürftigkeit der einzelnen Familien, als auch unter Beach⸗ 
tung der Vorſchriften des $. 5 über den Umfang und die Art der Unterſtützungen. 
Es können mehrere Kommiſſionen für einen Lieferungsverband eingeſetzt werden. 

Die Kommiffion iſt berechtigt, Auskunft über die Verhältniſſe der einzelnen 
Familien von den Gemeindebehörden zu erfordern, auch die letzteren zu ihren 
Verhandlungen zuzuziehen. 

F. 7. 

Hat der Lieferungsverband geſetzlich anerkannte korporative Vertretung, ſo 
ſind rückſichtlich der Bildung, Zuſammenſetzung, des Vorſitzes und der Wahr— 
nehmung der Geſchäfte auch dieſer Kommiſſion die beſtehenden geſetzlichen Be- 
ſtimmungen maßgebend. Iſt der hiernach eintretende Vorſitzende nicht von der 
Landesregierung berufen oder beſtätigt, ſo iſt dieſelbe befugt, den Vorſitzenden 
mit Stimmrecht zu ernennen. Wo eine ſolche Vertretung nicht vorhanden iſt, 
beſteht die Kommiſſion aus einem von der Landesregierung zu beſtellenden Vor⸗ 
figenden und einer von ihr zu berufenden, den Verhältniſſen angemeſſenen Anzahl 
von Mitgliedern. 

Einer jeden Kommiſſion wird, ſoweit die Verhältniſſe es geſtatten, ein von 
dem Landwehr-Bezirkskommando zu beſtimmender Offizier beigeordnet. 

$. 8. 

Die Kommiſſion kann nur beſchließen, wenn mehr als die Hälfte ihrer 
Mitglieder zugegen iſt. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Der beigeordnete 
Offizier (§. 7), ſowie die zugezogene Gemeindebehörde ($. 6) nehmen an der Ab— 
ſtimmung nicht Theil. 9 9 

Iſt die Verfaſſung des Lieferungsverbandes nicht ausreichend, um die Be⸗ 
ſchaffung der zur Gewährung der Unterſtützungen erforderlichen Mittel ſicherzu⸗ 
ſtellen, ſo iſt die Landesregierung befugt, die nöthigen Anordnungen für den 
Verband zu treffen und den Verbandsangehörigen zur Beſchaffung jener Mittel 
Abgaben aufzulegen. 


TE 


$. 10. 

Die bewilligten Unterſtützungsbeträge find in halbmonatlichen Raten voraus⸗ 
zuzahlen. 

Rückzahlungen der vorausbezahlten Beträge finden auch dann nicht ſtatt, 
wenn der in den Dienſt Eingetretene vor Ablauf der halbmonatlichen Periode 
zurückkehrt. 

Für Beginn und Fortdauer der Unterſtützungen kommt auch der für Hin⸗ 
und Rückmarſch zum beziehungsweiſe vom Truppentheil erforderliche Zeitraum 
in Berechnung. 

Die Unterſtützungen werden dadurch nicht unterbrochen, daß der in den 
Dienſt Eingetretene als krank oder verwundet zeitweilig in die Heimath be, 
urlaubt wird. 

Wenn der in den Dienſt Eingetretene vor ſeiner Rückkehr verſtirbt oder 
vermißt wird, ſo werden die Unterſtützungen ſo lange gewährt, bis die Formation, 
welcher er angehörte, auf den Friedensfuß zurückgeführt oder aufgelöſt wird. 
Inſoweit jedoch den Hinterbliebenen auf Grund des Geſetzes vom 27. Juni 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 275) Bewilligungen gewährt werden, fallen die durch gegen⸗ 
wärtiges Geſetz geregelten Unterſtützungen fort. 


GA 

Falls Perſonen, deren Familien nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes Unter⸗ 
ſtützungen erhalten, nach ihrem Eintritt in den Dienſt 

a) der Fahnenflucht ſich ſchuldig machen, oder 

b) durch gerichtliches Erkenntniß zu Gefängnißſtrafe von längerer als ſechs⸗ 

monatlicher Dauer oder zu einer härteren Strafe verurtheilt werden, 
ſo wird die bewilligte Unterſtützung bis zum Wiedereintritt in den Dienſt eingeſtellt. 

Die Truppenbefehlshaber haben in dieſen Fällen den betheiligten Kom⸗ 
miſſionen ſchleunigſt Nachricht zu geben. 

$. 12. 

Für die nach vorſtehenden Beſtimmungen geleisteten Unterſtützungen wird 
zu den im H. 5 feſtgeſetzten Mindeſtbeträgen Entſchädigung aus Reichsfonds ge⸗ 
währt. Der Zeitpunkt der Zahlung dieſer Entſchädigung wird durch jedesmaliges 
Spezialgeſetz des Reichs beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 28. Februar 1888. 


(L. S.) Wilhelm. 


von Boetticher. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 
Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 
Neichs⸗Geſetzol. 1888. 13 
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